
 

 
Gesetz- und Verordnungsblatt 

für das Land Brandenburg 

Teil II – Verordnungen 

33. Jahrgang Potsdam, den 14. Januar 2022 Nummer 3 

Dritte Verordnung zur Änderung der Zweiten SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung  

Vom 14. Januar 2022 

Auf Grund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a Absatz 8 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 1 des 

Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), von denen § 28 Absatz 1 zuletzt durch Artikel 1  

Nummer 2 und § 28a Absatz 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 22. November 2021  

(BGBl. I S. 4906) geändert und § 28a Absatz 8 Satz 1 durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 10. Dezember 2021 

(BGBl. I S. 5162, 5166) und § 32 Satz 1 durch Artikel 1 Nummer 4 des Gesetzes vom 22. April 2021  

(BGBl. I S. 802, 806) neu gefasst worden sind, in Verbindung mit § 2 der Infektionsschutzzuständigkeitsverordnung 

vom 27. November 2007 (GVBl. II S. 488), der durch die Verordnung vom 10. Januar 2012 (GVBl. II Nr. 2) neu gefasst 

worden ist, verordnet die Ministerin für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz: 

Artikel 1 

Die Zweite SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung vom 23. November 2021 (GVBl. II Nr. 93), die zuletzt durch die 

Verordnung vom 22. Dezember 2021 (GVBl. II Nr. 106) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

„5. absehbare Änderungen des Infektionsgeschehens durch ansteckendere, das Gesundheitssystem  

stärker belastende Virusvarianten.“ 

2. § 3 Absatz 2 Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. bei der Ausübung von Sport auf und in Sportanlagen,“. 

3. § 6 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die in dieser Verordnung vorgesehene Pflicht zur Vorlage eines Testnachweises gilt als erfüllt  

1. vorbehaltlich des § 24a Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 oder Absatz 3 für Kinder bis zum vollendeten sechsten 

Lebensjahr sowie für vom Schulbesuch zurückgestellte Kinder, 

2. für Schülerinnen und Schüler, die im Rahmen eines verbindlichen Schutzkonzepts der von ihnen besuchten 

Schule einer regelmäßigen Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus nach  

§ 24 Absatz 2 oder Absatz 3 unterliegen; als Nachweis ist auch eine von der getesteten Person oder, sofern 

diese nicht volljährig ist, von einer oder einem Sorgeberechtigten unterzeichnete Bescheinigung über das 



 

negative Ergebnis eines ohne fachliche Aufsicht durchgeführten Antigen-Tests zur Eigenanwendung  

zulässig, 

3. vorbehaltlich des § 11 Absatz 4 Satz 2, § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und § 20 Absatz 1 Satz 2 

a) für geimpfte Personen nach § 2 Nummer 2 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-

Ausnahmenverordnung, 

b) für genesene Personen nach § 2 Nummer 4 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-

Ausnahmenverordnung.“ 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 werden das Semikolon und die Wörter „die Tragepflicht gilt nicht für  

Personen, die sich auf einem festen Sitzplatz aufhalten, sofern zwischen den Sitzplätzen ein Abstand von 

mindestens 1 Meter eingehalten wird“ gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „den Personenobergrenzen“ durch die Wörter „der Personenobergrenze“ 

ersetzt. 

5. In § 10 Nummer 4 Buchstabe b werden das Semikolon und die Wörter „die Tragepflicht gilt nicht für  

Teilnehmende, die sich auf einem festen Sitzplatz aufhalten, sofern zwischen den Sitzplätzen ein Abstand von 

mindestens 1 Meter eingehalten wird“ gestrichen. 

6. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

„b. das verpflichtende Tragen einer medizinischen Maske durch alle Personen; die Tragepflicht gilt 

nicht für Verfahrensbeteiligte bei Gerichtsverhandlungen, wenn die Ausbreitung übertragungs- 

fähiger Tröpfchenpartikel durch geeignete technische Vorrichtungen mit gleicher Wirkung wie 

durch das Tragen einer medizinischen Maske verringert wird.“ 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b werden das Semikolon und die Wörter „die Tragepflicht gilt nicht 

für Personen, die sich auf einem festen Sitzplatz aufhalten, sofern zwischen den Sitzplätzen ein  

Abstand von mindestens 1 Meter eingehalten wird“ gestrichen. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Sofern Veranstalterinnen und Veranstalter von der Möglichkeit nach Satz 2 Gebrauch machen, gilt 

die Pflicht zur Vorlage eines Testnachweises nicht für  

1. Personen, die einen auf sie ausgestellten Impfnachweis über eine Auffrischimpfung nach  

§ 2 Nummer 3 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vorlegen, 

2. Personen nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 

haben.“ 

7. § 12 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Zusammenkünfte im privaten sowie im öffentlichen Raum, an denen ausschließlich geimpfte Personen 

nach § 2 Nummer 2 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung und genesene Personen nach 

§ 2 Nummer 4 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung teilnehmen, sind nur mit bis zu zehn 

gleichzeitig Anwesenden zulässig.“ 
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8. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. die Zutrittsgewährung ausschließlich für die in § 7 Absatz 1 genannten Personen; Betreiberinnen 

und Betreiber von Verkaufsstellen oder Einrichtungen mit einer für den Publikumsverkehr  

begehbaren Fläche von bis zu 100 Quadratmetern haben die Nachweise für die 2G-Zutritts- 

gewährung unverzüglich nach Betreten der Verkaufsstelle oder Einrichtung zu kontrollieren und 

Personen, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, umgehend der Verkaufsstelle oder Einrichtung 

zu verweisen,“. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 10 wird aufgehoben. 

bb) Die Nummern 11 bis 19 werden die Nummern 10 bis 18. 

9. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. die Zutrittsgewährung ausschließlich für die in § 7 Absatz 1 genannten Personen, die  

zusätzlich einen auf sie ausgestellten Testnachweis oder einen auf sie ausgestellten  

Impfnachweis über eine Auffrischimpfung nach § 2 Nummer 3 der COVID-19-

Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vorlegen,“. 

bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Satz 1 Nummer 2 gilt nicht für die Verpflegung in den Fällen des § 16 Absatz 2. Die Pflicht zur 

Vorlage eines Testnachweises oder Impfnachweises über eine Auffrischimpfung nach Satz 1  

Nummer 2 gilt nicht für Personen nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2, die das 18. Lebensjahr 

noch nicht vollendet haben, sowie nicht für die Verpflegung im Zusammenhang mit Übernachtungs-

angeboten nach § 16.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Sobald laut Veröffentlichung des Landesamtes für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und  

Gesundheit (https://kkm.brandenburg.de/kkm/de/corona/fallzahlen-land-brandenburg/) landesweit für 

sieben Tage ununterbrochen 

1. die Sieben-Tage-Hospitalisierungsinzidenz den Schwellenwert von 6 nicht mehr überschreitet und 

2. der Anteil der intensivstationär behandelten COVID-19-Patientinnen und -Patienten in Bezug auf 

die tatsächlich verfügbaren intensivmedizinischen Behandlungskapazitäten den Schwellenwert von 

zehn Prozent unterschreitet, 

hat das Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit dies unverzüglich in geeigneter 

Weise öffentlich bekanntzugeben. Ab dem Tag nach der Bekanntgabe ist für die Zutrittsgewährung der in 

§ 7 Absatz 1 genannten Personen abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 nicht die Vorlage eines 

Testnachweises oder Impfnachweises über eine Auffrischimpfung erforderlich. Das Landesamt für  

Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit hat auf die Rechtsfolge nach Satz 2 im Rahmen der 

öffentlichen Bekanntgabe hinzuweisen. Wenn an drei aufeinanderfolgenden Tagen eine der in Satz 1  

genannten Voraussetzungen nicht mehr erfüllt ist, hat das Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucher-

schutz und Gesundheit dies unverzüglich in geeigneter Weise öffentlich bekanntzugeben. Ab dem Tag 

nach der Bekanntgabe gilt die Schutzmaßnahme nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wieder ohne  

Abweichung; Satz 3 gilt entsprechend.“ 
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10. § 17a wird wie folgt gefasst: 

„§ 17a 

Maskenpflicht im öffentlichen Personennahverkehr sowie  

in Bahnhöfen und Verkehrsflughäfen 

(1) Die Maskenpflicht nach § 28b Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 des Infektionsschutzgesetzes ist in Verkehrs-

mitteln des öffentlichen Personennahverkehrs durch das Tragen einer FFP2-Maske ohne Ausatemventil zu  

erfüllen. Dies gilt nicht für das Kontroll- und Servicepersonal, das Fahr- und Steuerpersonal sowie für Kinder bis 

zum vollendeten 14. Lebensjahr. 

(2) Die Maskenpflicht nach § 28b Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 des Infektionsschutzgesetzes gilt auch in den für 

den Publikumsverkehr zugänglichen Gebäuden von Bahnhöfen und Verkehrsflughäfen sowie in den zugehörigen 

Bereichen (insbesondere Wartebereiche, Haltestellen, Bahnsteige und Bahnhofsvorplätze), die nicht unter freiem 

Himmel liegen.“ 

11. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

„a. das verpflichtende Tragen einer medizinischen Maske durch alle Personen; die Tragepflicht 

gilt nicht in Spaß- und Freizeitbädern, Freibädern, Saunen, Thermen und Wellnesszentren,“. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Sofern Veranstalterinnen und Veranstalter von der Möglichkeit nach Satz 2 Gebrauch machen, gilt 

die Pflicht zur Vorlage eines Testnachweises nicht für  

1. Personen, die einen auf sie ausgestellten Impfnachweis über eine Auffrischimpfung nach  

§ 2 Nummer 3 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vorlegen, 

2. Personen nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 

haben.“ 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „einschließlich Weihnachtsmärkten“ gestrichen. 

12. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Schulen“ das Komma und die Wörter „Horteinrichtungen,  

Kindertagesstätten und Kindertagespflegestellen“ gestrichen. 

b) Die Absätze 4 bis 10 werden durch die folgenden Absätze 4 bis 8 ersetzt: 

„(4) In Schulen nach Absatz 1 besteht für folgende Personen die Pflicht zum Tragen einer medizinischen 

Maske: 

1. in den Innenbereichen außer während des Schulsports sowie außer beim Singen und beim Spielen 

von Blasinstrumenten für 

a) alle Schülerinnen und Schüler, 

b) alle Lehrkräfte und das sonstige Schulpersonal, 

2. in den Innen- und Außenbereichen für alle Besucherinnen und Besucher. 
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Schülerinnen und Schüler sind von der Tragepflicht bei Klausuren mit einer Dauer ab 240 Minuten befreit, 

wenn das Abstandsgebot eingehalten wird. Für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem  

Förderbedarf kann die Schule aus pädagogischen Gründen eine weitergehende Befreiung von der  

Tragepflicht zulassen. Während des Stoßlüftens in den Schulräumen können Schülerinnen und Schüler 

sowie Lehrkräfte und das sonstige Schulpersonal die medizinische Maske vorübergehend abnehmen. 

(5) Das Singen und das Spielen von Blasinstrumenten ist nur unter Einhaltung eines Abstands von  

mindestens zwei Metern zulässig. 

(6) Bei Auftreten eines Infektionsfalls in der Schule soll das zuständige Gesundheitsamt bei der  

Anordnung von Absonderungsmaßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz folgende Maßgaben  

berücksichtigen: 

1. die Anordnung einer Absonderung von Kontaktpersonen wird auf möglichst wenige Personen  

beschränkt; sie wird insbesondere auf die Schülerinnen und Schüler eingegrenzt, die engen Kontakt 

zur infizierten Person hatten und keine medizinische Maske getragen haben; 

2. bei asymptomatischen engen Kontaktpersonen endet die Absonderung frühestens nach fünf Tagen 

mit dem Vorliegen eines Testnachweises nach § 2 Nummer 7 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-

Ausnahmenverordnung; 

3. gegenüber geimpften Personen nach § 2 Nummer 2 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-

Ausnahmenverordnung und genesenen Personen nach § 2 Nummer 4 der COVID-19-

Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung werden keine Absonderungsmaßnahmen angeordnet. 

(7) Das für Schule zuständige Ministerium kann unter Berücksichtigung des Infektionsgeschehens für 

bestimmte Jahrgangsstufen bestimmen, dass Schülerinnen und Schüler vom Präsenzunterricht fernbleiben 

können. 

(8) Im Übrigen sind im Bereich der Schulen nach Absatz 1 die Regelungen zum „Infektions- und  

Arbeitsschutz in den Schulen in Brandenburg im Zusammenhang mit dem Corona-Virus  

SARS-CoV-2/COVID-19 (Ergänzung zum Hygieneplan)“ (https://mbjs.brandenburg.de/ 

media_fast/6288/3._ergaenzung_-_rahmenhygieneplan_in_schulen_msgiv_3.pdf) zu beachten.“ 

13. Nach § 24 wird folgender § 24a eingefügt: 

„§ 24a 

Horteinrichtungen, Kindertagesstätten, Kindertagespflegestellen 

(1) Für Horteinrichtungen sowie während der Betreuungszeiten für Kindertagespflegestellen, die Kinder im 

Grundschulalter betreuen, gilt § 24 Absatz 1 und 2 entsprechend. Die Vorlagepflicht der betreuten Kinder nach 

Satz 1 in Verbindung mit § 24 Absatz 2 Satz 1 gilt als erfüllt, wenn diese einen auf sie ausgestellten Testnachweis 

bereits für die Teilnahme am schulischen Präsenzunterricht vorgelegt haben. 

(2) Bis zum Ablauf des 6. Februar 2022 gilt für Kindertagesstätten sowie während der Betreuungszeiten  

für Kindertagespflegestellen, die Kinder im Vorschulalter betreuen, § 24 Absatz 1 und 2 entsprechend;  

ausgenommen sind Kinder in der vorschulischen Kindertagesbetreuung. Ab dem 7. Februar 2022 gilt für die 

Einrichtungen nach Satz 1 § 24 Absatz 1 und 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass die betreuten Kinder  

mindestens an zwei nicht aufeinanderfolgenden Tagen pro Woche einen auf sie ausgestellten Testnachweis  

vorzulegen haben; ausgenommen sind Kinder bis zum vollendeten ersten Lebensjahr.  

(3) In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen laut Veröffentlichung des Robert Koch-Instituts 

(https://www.rki.de/inzidenzen) die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 250 nicht überschreitet,  

können die Träger der Einrichtungen nach Absatz 2 Satz 1 im Einvernehmen mit dem örtlichen Träger der  

öffentlichen Jugendhilfe abweichend von Absatz 2 Satz 2 festlegen, dass die Vorlagepflicht auch durch  

eine einmal pro Woche durchzuführende PCR-Pooltestung zur Feststellung einer Infektion mit dem  

SARS-CoV-2-Virus erfüllt werden kann. 
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(4) In den Innenbereichen von Horteinrichtungen besteht für alle Personen ab dem vollendeten fünften  

Lebensjahr die Pflicht zum Tragen einer medizinischen Maske. § 24 Absatz 4 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. Für  

Besucherinnen und Besucher gilt die Tragepflicht auch in den Außenbereichen von Horteinrichtungen. 

(5) Bei Auftreten eines Infektionsfalls in einer Einrichtung nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 gilt  

§ 24 Absatz 6 entsprechend. 

(6) Kinder, die gemäß § 24 Absatz 7 nicht am schulischen Präsenzunterricht teilnehmen, haben keinen  

Anspruch auf Betreuung in den Einrichtungen nach Absatz 1 Satz 1. 

(7) Im Übrigen sind im Bereich der Kindertagesbetreuung im Sinne des Kindertagesstättengesetzes die  

Regelungen des Rahmenhygieneplanes für Kindereinrichtungen einschließlich der ergänzenden Vorgaben zum 

„Infektions- und Arbeitsschutz in Kindertageseinrichtungen in Brandenburg im Zusammenhang mit  

dem Corona-Virus SARS-CoV-2/COVID-19“ (https://mbjs.brandenburg.de/media_fast/6288/ergaenzung_zum_ 

rahmenhygieneplan_gemaess_%C2%A7_36_i._v._m._%C2%A7_33_infektionsschutzgesetz.pdf) zu beachten.“ 

14. § 26 Absatz 1 Nummer 23 wird wie folgt gefasst: 

„23. vorsätzlich entgegen § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, § 10 Nummer 4 Buchstabe b, § 11 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 5 Buchstabe b Halbsatz 1 oder Absatz 4 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b, § 13 Absatz 1  

Nummer 4 Buchstabe b oder Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe a, § 14 Absatz 1 Nummer 7  

Halbsatz 1, § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b oder Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe a,  

§ 16 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b Halbsatz 1 oder Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b,  

§ 17 Nummer 5 Buchstabe b Halbsatz 1, § 17a, § 18 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a Halbsatz 1,  

§ 19 Nummer 6, § 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a Halbsatz 1 oder § 25 Absatz 1 Nummer 2 

Buchstabe a Halbsatz 1 keine medizinische Maske trägt, ohne dass eine Ausnahme nach § 4 Absatz 4  

Satz 1, § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b Halbsatz 2, § 14 Absatz 1 Nummer 7 Halbsatz 2,  

§ 16 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b Halbsatz 2, § 17 Nummer 5 Buchstabe b Halbsatz 2, § 18 Absatz 1 

Nummer 5 Buchstabe a Halbsatz 2, § 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a Halbsatz 2 oder  

§ 25 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a Halbsatz 2 vorliegt.“ 

15. § 27 Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben. 

16. In § 31 Satz 1 wird die Angabe „19. Januar 2022“ durch die Angabe „13. Februar 2022“ ersetzt. 

17. In der Anlage wird in der Tabelle die Nummer 31 wie folgt gefasst: 

Nr. Regelung Verstoß Adressatin oder 

Adressat des 

Bußgeld- 

bescheids 

Regelsatz 

in Euro 

„31. § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, § 10  

Nummer 4 Buchstabe b, § 11 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b Halb-

satz 1 oder Absatz 4 Satz 1 Nummer 5 

Buchstabe b, § 13 Absatz 1 Nummer 4 

Buchstabe b oder Absatz 2 Satz 2 

Nummer 3 Buchstabe a, § 14 Absatz 1 

Nummer 7 Halbsatz 1, § 15 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b oder 

Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 Buch- 

stabe a, § 16 Absatz 1 Nummer 4 

Buchstabe b Halbsatz 1 oder Absatz 3 

Satz 2 Nummer 3 Buchstabe b, § 17 

Nummer 5 Buchstabe b Halbsatz 1,  

§ 17a, § 18 Absatz 1 Nummer 5 Buch-

stabe a Halbsatz 1, § 19 Nummer 6,  

§ 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buch-

stabe a Halbsatz 1 oder § 25 Absatz 1  

Nummer 2 Buchstabe a Halbsatz 1 

Nichttragen einer medizinischen 

Maske, ohne dass eine Aus-

nahme nach § 4 Absatz 4 Satz 1, 

§ 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 

Buchstabe b Halbsatz 2, § 14 

Absatz 1 Nummer 7 Halbsatz 2, 

§ 16 Absatz 1 Nummer 4 Buch- 

stabe b Halbsatz 2, § 17  

Nummer 5 Buchstabe b Halb-

satz 2, § 18 Absatz 1 Nummer 5 

Buchstabe a Halbsatz 2, § 20 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 

Buchstabe a Halbsatz 2 oder § 25 

Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a  

Halbsatz 2 vorliegt 

Jede Person 100 – 500“. 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 17. Januar 2022 in Kraft. 

Potsdam, den 14. Januar 2022 

Die Ministerin für Soziales, Gesundheit,  

Integration und Verbraucherschutz 

Ursula Nonnemacher 
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